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nationale Politik und ihren innerstaatlichen Rechtsrahmen zur
Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und zur Unterstützung
der Opfer dieser Gewalt, legt allen Staaten eindringlich nahe,
regelmäßig aktuelle Informationen für die Datenbank bereit-
zustellen, und fordert alle zuständigen Stellen im System der
Vereinten Nationen auf, die Staaten auf Antrag bei der Zu-
sammenstellung und regelmäßigen Aktualisierung der sach-
dienlichen Informationen weiter zu unterstützen und die Da-
tenbank bei allen maßgeblichen Akteuren, einschließlich der
Zivilgesellschaft, stärker bekannt zu machen;

23. begrüßt außerdem, dass die Statistische Kommis-
sion auf ihrer vierzigsten Tagung einen vorläufigen Katalog
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dertagung der Generalversammlung „Frauen 2000: Gleich-
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Gleichstellung der Geschlechter, Wasser- und Sanitärversor-
gung, Armutsminderung und Ernährung integriert werden,

die verschiedenen nationalen, regionalen und internatio-
nalen Initiativen zugunsten aller Millenniums-Entwicklungs-
ziele begrüßend, die unternommen werden, auch auf bilatera-
ler Ebene und über die Süd-Süd-Zusammenarbeit, um natio-
nale Pläne und Strategien auf Gebieten wie Gesundheit, Bil-
dung, Gleichstellung der Geschlechter, Energie, Wasser- und
Sanitärversorgung, Armutsminderung und Ernährung zu un-
terstützen und so die Zahl der Sterbefälle bei Müttern, Neuge-
borenen und Kindern unter fünf Jahren zu senken,

sowie unter Begrüßung der zwischen Interessenträgern
auf allen Ebenen bestehenden Partnerschaften zur Auseinan-
dersetzung mit den mannigfaltigen Determinanten für die Ge-
sundheit von Müttern, Neugeborenen und Kindern, in enger
Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auf der Grundlage ihrer
Bedürfnisse und Prioritäten, und der auf der Plenartagung der
Generalversammlung auf hoher Ebene über die Millenniums-
Entwicklungsziele verkündeten Verpflichtungen zu rascheren
Fortschritten bei den gesundheitsbezogenen Zielen,

in Bekräftigung der von den Mitgliedstaaten erneut ein-
gegangenen und verstärkten Verpflichtungen zur Erreichung
des Millenniums-Entwicklungsziels 5, 

1. ist sich dessen bewusst, dass Armut, Mangelernäh-
rung, fehlende, unzureichende oder unzugängliche Gesund-
heitsdienste, frühe Mutterschaft, Frühverheiratung von Mäd-
chen und Diskriminierung aufgrund des Geschlechts die tie-
feren, miteinander zusammenhängenden Ursachen von Ge-
burtsfisteln sind, dass die Armut nach wie vor der wichtigste
soziale Risikofaktor ist, dass die Armutsbeseitigung von ent-
scheidender Bedeutung für die Deckung der Bedürfnisse von
Frauen und Mädchen sowie den Schutz und die Förderung ih-
rer Rechte ist und dass weiter dringende nationale und inter-
nationale Maßnahmen getroffen werden müssen, um die Ar-
mut zu beseitigen;

2. betont, dass die sozialen Fragen angegangen wer-
den müssen, die zu dem Problem von Geburtsfisteln beitra-
gen, wie etwa die Frühverheiratung von Mädchen, Früh-
schwangerschaften, der mangelnde Zugang zu sexual- und re-
produktionsmedizinischer Versorgung, fehlende oder unzu-
reichende Bildung von Frauen und Mädchen, Armut und die
niedrige Stellung von Frauen und Mädchen; 

3. betont außerdem, dass die Staaten verpflichtet
sind, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen
und Mädchen zu fördern und zu schützen, dass sie die nötige
Sorgfalt walten lassen müssen, um Gewalt gegen Frauen und
Mädchen zu verhüten und zu untersuchen, die Täter zu bestra-
fen und die Opfer zu schützen, und dass die Nichteinhaltung
dieser Verpflichtung die Menschenrechte und Grundfreihei-
ten von Frauen und Mädchen verletzt und ihren Genuss dieser
Rechte beeinträchtigt oder unmöglich macht;

4. fordert die Staaten auf, alles Erforderliche zu tun,
um das Recht von Frauen und Mädchen auf das erreichbare
Höchstmaß an Gesundheit, einschließlich sexueller und repro-
duktiver Gesundheit, sicherzustellen, und zukunftsfähige Ge-

sundheitssysteme und soziale Dienste aufzubauen, mit dem
Ziel, den diskriminierungsfreien Zugang zu diesen Systemen
und Diensten zu gewährleisten, und dabei gleichzeitig beson-
dere Aufmerksamkeit auf eine ausreichende und angemessene
Ernährung, Wasser- und Sanitärversorgung, die Bereitstellung
von Informationen auf dem Gebiet der Familienplanung, ver-
mehrte Wissensvermittlung und Bewusstseinsbildung und die
Sicherstellung einer angemessenen Schwangerschaftsvor- und
-nachsorge zur Verhütung von Geburtsfisteln zu richten;

5. fordert die Staaten außerdem auf, das Recht auf ei-
ne hochwertige Bildung für Frauen und Mädchen in gleicher
Weise wie für Männer und Jungen zu gewährleisten und dafür
zu sorgen, dass sie eine Grundschulbildung vollständig ab-
schließen können, und neuerliche Anstrengungen zu unter-
nehmen, die Bildung von Mädchen und Frauen auf allen Ebe-
nen, einschließlich auf der Sekundarebene und höheren Ebe-
nen, sowie ihre Berufs- und Fachausbildung zu verbessern
und zu erweitern, unter anderem mit dem Ziel, die Gleichstel-
lung der Geschlechter, die Ermächtigung der Frauen und die
Beseitigung der Armut zu verwirklichen; 

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Gesetze zu
erlassen und strikt durchzusetzen, die sicherstellen, dass eine
Ehe nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der
künftigen Ehegatten geschlossen wird, und darüber hinaus
Gesetze zu erlassen und strikt durchzusetzen, die das gesetz-
liche Mindestalter für die Erklärung des Ehewillens und das
Heiratsmindestalter festlegen, und das Heiratsmindestalter
gegebenenfalls anzuheben; 

7. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die
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9. fordert die Staaten und/oder die zuständigen Fonds,
Programme, Organe und Sonderorganisationen des Systems
der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats,
auf und bittet die internationalen Finanzinstitutionen und alle
maßgeblichen Akteure der Zivilgesellschaft, einschließlich
nichtstaatlicher Organisationen, sowie den Privatsektor, 

a) verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um das
international vereinbarte Ziel der Verbesserung der Gesund-
heit von Müttern zu erfüllen und zu diesem Zweck den Zu-
gang zu Gesundheitsdiensten für Mütter und zu Behandlungs-
möglichkeiten von Geburtsfisteln aus geografischer und fi-
nanzieller Sicht zu eröffnen, unter anderem durch die Erwei-
terung des Zugangs zu einer fachgerechten Betreuung von
Entbindungen, zu geburtshilflicher Notversorgung sowie zu
einer angemessenen Schwangerschaftsvor- und -nachsorge; 

b) nach Bedarf nationale und internationale Verhü-
tungs-, Betreuungs- und Behandlungs- sowie sozioökonomi-
sche Wiedereingliederungs- und Unterstützungsstrategien zur
wirksamen Bekämpfung von Geburtsfisteln auszuarbeiten,
umzusetzen und zu unterstützen und einen sektor- und diszi-
plinübergreifenden, umfassenden und integrierten Ansatz zur
Herbeiführung dauerhafter Lösungen und zur Beseitigung des
Problems der Geburtsfisteln, der Müttersterblichkeit und da-
mit verbundener Morbidität weiterzuentwickeln, einschließ-
lich durch die Gewährleistung des Zugangs zu erschwingli-
chen, umfassenden und hochwertigen Gesundheitsdiensten
für Mütter, namentlich zu einer fachgerechten Betreuung von
Entbindungen und zu geburtshilflicher Notversorgung; 

c) die Gesundheitssysteme, insbesondere das öffent-
liche Gesundheitswesen, verstärkt in die Lage zu versetzen,
die grundlegenden Dienste bere
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Programme Development78 (Geburtsfisteln: Leitlinien für kli-
nische Behandlung und Programmentwicklung), das Hinter-
grundinformationen sowie Grundsätze für die Erarbeitung
von Strategien und Programmen zur Verhütung und Behand-
lung von Fisteln enthält;

11. fordert die internationale Gemeinschaft nach-




